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2,5Milliarden Internetanschlüsse, 1,2
Milliarden Smartphones, 700 Mil-

lionen Facebook-Nutzer, 400 Millionen
Twitter-Tweets am Tag: Ein Planet ist on-
line. Was diese Revolution der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
(IKT) für die demokratische Ausübung
politischer Macht bedeutet, ist noch weit-
gehend offen. Frühere Erwartungen an die
Politik im Internetzeitalter waren eher
optimistisch, kleinteilig und wenig revo-
lutionär. Unter dem Schlagwort E-Govern-
ment geisterten Vorstellungen von effi-
zienter Verwaltung ebenso durch den Dis-
kursraum wie Erwartungen einer größe-
ren Bürgernähe und erweiterter Partizipa-
tionsmöglichkeiten. Dann kam die »Ara-
bellion«, und im Westen fand der Begriff
des Shitstorms Eingang in das Vokabular
von Politik und Öffentlichkeit. Im Inter-
net, so zeigte sich, steckt politisch sehr viel
mehr als nur eine Art virtueller Bürger-
sprechstunde. Gleichzeitig wurde die la-

tente, seit Jahrzehnten von Politikwissen-
schaft und Demoskopie konstatierte Krise
der parlamentarischen Demokratie im
Zeitalter der elektronischen Massenver-
netzung keineswegs kleiner, sondern eher
größer.

Auf den ersten Blick muss diese Ent-
wicklung zunächst einmal überraschen.
Denn das positive Potenzial der neuen
Kommunikationstechniken für Effizienz-
steigerung und Bürgernähe von Politik ist
offenkundig.Bei allen Kernfunktionen der
Demokratie – Partizipation, Repräsenta-
tion und Inklusion – bieten die neuen In-
formationstechniken eine Vielzahl neuer
Möglichkeiten. Und es ist keineswegs so,
dass sich Politik nicht weltweit bemühen
würde, diese Potenziale zu aktivieren. Dies
gilt zumal für die Verwaltungsebene, aber
auch für Parlamente, Parteien und Regie-
rungsbürokratien. In vielen Staaten wur-
den neue Beteiligungsinstrumente wie E-
Petitionen oder Crowdsourcing-Ansätze
(Auslagerung von Aufgaben an Freiwil-
lige, die über das Internet verbunden sind,
d. Red.) geschaffen. Es wäre absurd zu be-
haupten, Politik und Verwaltung seien
heute bürgerferner als früher. Das Gegen-
teil ist richtig: Offener, zugänglicher und
transparenter waren Politik und Verwal-
tung in weiten Teilen der westlichen Welt
noch nie.
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Gleichzeitig verschafft die Verfügbar-
keit des immensen Datenschatzes des In-
ternets der Politik völlig neue Wege und
Möglichkeiten der Interpretation und des
Verstehens gesellschaftlicher Entwicklun-
gen. Die Analyse von Suchanfragen, Twit-
ter-Einträgen und anderen Informationen
ermöglicht ein Echtzeitbild gesellschaft-
licher und politischer Trends, das der Poli-
tik und der Verwaltung völlig neue Hand-
lungs- und Reaktionsmöglichkeiten er-
schließen kann.Arbeitsmarkttrends lassen
sich aus diesen Daten ebenso vorhersagen
wie Grippewellen und Demonstrationen.
Die Feedback-Kanäle des Internets und der
Mobilkommunikation erschließen, allen
Shitstorms zum Trotz, ein immenses Wis-
sen über Probleme, Effizienz und Wirk-
samkeit von Politik und Verwaltungshan-
deln und deren Wahrnehmung durch die
Bürger.

Interessanterweise steigt aber trotz
dieser Öffnung die Zufriedenheit mit der
Leistung der Systeme nicht an: Dies ist
das eigentliche Paradox der Demokratie in
Zeiten des Internets. Im kalifornischen
Palo Alto fand vor kurzem eine Konfe-
renz zu diesem Phänomen statt. Der Titel
»Governing democratically in a tech-em-
powered world« war natürlich keineswegs
zufällig gewählt. Für einen Großteil der
Teilnehmer präsentieren sich die Kommu-
nikationstechniken de facto nicht als Ins-
trument der Stärkung bestehender demo-
kratischer Politik, sondern eher als Pro-
blem für sie. Bürger, so das Credo, »ask
21st-century questions on which politicians
give 20th century answers through 19th
century institutions«. Die Erwartungen der
tech-empowered citizens bezüglich Reakti-
vität, Beeinflussbarkeit und Leistungs-
fähigkeit des politischen Systems werden
immer größer – auch weil die neuen Infor-
mationstechniken diese Erwartung über-
haupt erst entstehen lassen. Gleichzeitig
wird die Problemlösungsfähigkeit der po-
litischen Systeme geringer. Demokratische
Politik ist heute machtloser als früher: Die

Schwächung der finanziellen Ressouren,
die Veto-Möglichkeiten organisierter Inte-
ressengruppen, die wachsende Macht glo-
bal agierender Konzerne und die sinkende
Toleranz der Bürger gegenüber autoritä-
rem Verwaltungshandeln beeinträchtigen
die Gestaltungsfähigkeit der Politik erheb-
lich. Der demokratische Kapitalismus, so
der ehemalige US-Vizepräsident Al Gore
auf dieser Veranstaltung, stößt heute an
eine doppelte Grenze. Die wachsende Un-
gleichheit und Einkommenskonzentra-
tion lässt das ökonomische und soziale
Versprechen des Systems platzen; die Un-
terwerfung der Politik unter die Macht des
Geldes und der Großkonzerne untermi-
niert die Möglichkeit der demokratischen
Selbstbestimmung der Bürger. Sie können
zwar wählen, aber die Politik bestimmen
sie nicht. Unter diesen Umständen erwei-
sen sich aber auch die Transparenz- und
Partizipationsversprechen der neuen Kom-
munikationskanäle als relativ hohl. Mehr
als warme Worte können finanziell ausge-
blutete Verwaltungen als Reaktion auf Bür-
ger-Feedback oft nicht liefern. Allerdings
heben das Internet und die sozialen Netz-
werke diese Erfahrungen aus der Sphäre
des Einzelschicksals und machen deren
Massen- und Systemcharakter erkennbar.
In dieser neuen Form der politischen Öf-
fentlichkeit entsteht ein neuer Raum der
Selbstwahrnehmung und Selbstorganisa-
tion der Bürger.Welche emanzipatorischen
Potenziale in diesen Techniken stecken,
zeigten auf der Silicon-Valley-Konferenz
nicht Bespiele aus der Ersten, sondern aus
der Dritten Welt: Websites, auf denen die
Bürger in Echtzeit per SMS oder E-Mail
die Alltagskorruption von Behörden und
Beamten melden können; die Betreiber
dieser Seiten erstellen daraus über Google-
Maps »Korruptionskarten«, die der ver-
antwortlichen Politik keine Ausreden mehr
lassen, sie hätten nicht gewusst, wo und
wie Verwaltung, Polizei oder öffentliche
Einrichtungen Menschen erpressen und
erniedrigen.

O N L I N E / O F F L I N E  

N G | F H   6 | 2 013 6 1

NGFH_6-2013_Inhalt_Archiv.qxd  28.05.2013  08:53  Seite 61

NGFH_6-2013_Archiv.pdf[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 61]



Die Politik wartet ab 

Die Frage, wie das politische System mit
diesen Veränderungen umgehen soll, ist
noch kaum diskutiert, auch weil sich die
politischen und gesellschaftlichen Folgen
des anbrechenden Zeitalters der Hyper-
konnektivität erst in Ansätzen zu entfalten
beginnen. Die Politik spielt auf Zeit, öffnet
Kanäle für Kommunikation und Konsul-
tation, meint aber den Weg der direkt-
demokratischen Öffnung der Entschei-
dungssysteme nicht gehen zu müssen. Da-
bei nimmt sie in Kauf, dass sie, auf sich
selbst gestellt und von den Bürgern im-
mer skeptischer betrachtet, immer weni-
ger gestalten und verändern kann. Das
explodierende Business der Datenauswer-
ter dagegen sieht die Chance, den Ver-
waltungen das Versprechen auf enorme
Informations- und Effizienzzuwächse zu
verkaufen. Mehr Informationen, früher er-
halten, bessere Feedback-Kanäle und Au-
tomatisierung und Digitalisierung an der
Schnittstelle zwischen Bürgern und Regie-
rung sollen Wirksamkeit und Zielgenauig-
keit staatlicher Interventionen verbessern,
wenn möglich sogar antizipierend wirken
lassen.

Vermutlich steckt in beiden Ansätzen
– der Öffnung und der Effizienzsteigerung
– tatsächlich ein Potenzial, um die latente
Krise der repräsentativen Demokratie zu
mildern. Lösen aber wird sie sie wohl eher
nicht. Dazu sind die Diskrepanzen zwi-
schen den Ansprüchen einer immer ge-
bildeteren, informierteren, immer stärker
organisations- und artikulationsfähigen
Bürgerschaft und den Liefermöglichkeiten
des politischen Systems zu groß. Denn der
eigentliche revolutionäre Charakter der
IKT liegt nicht in verbesserten Partizipa-
tionsmöglichkeiten für engagierte Staats-
bürger. Er liegt vielmehr in der Verände-
rung der Entstehungsbedingungen der
politischen Meinungs- und Willensbil-
dung. Technische Veränderungen, um mit
Marx zu sprechen, wirken sich nicht nur

auf die Sphäre der materiellen Produktion
aus, sie betreffen auch den politischen und
sozialen Überbau. Internet und Mobilkom-
munikation verändern die Kommunika-
tionsbedingungen, unter denen die dis-
kursive Meinungs- und Willensbildung
von Staatsbürgern zustande kommen kann.
Der rationale, herrschaftsfreie Diskurs aller
Bürger wird in der elektronischen Sphäre
des Internets tatsächlich möglich; das Zeit-
alter der massenmedialen Feudalisierung
der Öffentlichkeit geht zu Ende. In dieser
Entwicklung steckt ein enormes gesell-
schaftliches Emanzipationspotenzial, das
zu aktivieren und zu nutzen die Pflicht
und Schuldigkeit der politischen Linken
ist.

Dabei wird es sich auf Dauer nicht da-
mit bewenden lassen, den Souverän als
besseren Online-Berater für politische Fra-
gen und Entscheidungen zu rekrutieren.
Der Abstand zwischen dem, was an aktiver
politischer Teilhabe möglich ist, und dem,
was das bestehende parlamentarisch-re-
präsentative System faktisch anbietet, steigt
tendenziell immer weiter an. Die Kom-
munikationstechniken bieten ein enormes
Potenzial nicht nur für eine staatsbür-
gerliche Willensbildung abseits der herr-
schenden Machtstrukturen, sondern auch
für die politische Entscheidungsfällung
durch die Bürger selbst.

Crowdsourcing von Gesetzestexten, E-
Petitionen, elektronische Abstimmungen
– die Spielräume für demokratische Teil-
habe in einem citizensourced government
sind enorm. Auf Dauer wird kein Weg da-
ran vorbeiführen, den veränderten gesell-
schaftlichen Produktionsbedingungen des
Politischen auch in den Funktionsmecha-
nismen des Systems Rechnung zu tragen.
Die Parteien als zentrale Akteure dieses
Systems täten gut daran, über die notwen-
digen Veränderungen intensiv nachzu-
denken. Mit den Institutionen des 19. und
20. Jahrhunderts werden die vernetzten
Gesellschaften des 21. nicht zu regieren
sein.
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